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„Darf‘s ein bisschen mehr sein?“

Eine häufig gestellte Frage von Schlachterei-
fachverkäufer/innen.

„Darf’s ein bisschen mehr sein?“ wird auch die Frage-
stellung lauten, unter der die nächste Bundesregierung
ihre Politik- und Finanzplanung macht.

Wohltaten aller Art – wie sie jetzt noch im Angebot
sind –, um die Stimmung vor der Wahl einigermaßen
hochzuhalten, wird es eher nicht mehr geben. Die
Abwrackprämie ist dann selbst abgewrackt.

Im Großen und Ganzen hat sie geholfen, den Import
von Kleinwagen zu beleben. Der Export von Autos der
„größeren Klassen“ ist bereits jetzt um 10 Prozent
zurückgegangen; auch im Binnenmarkt wurde der Absatz
dieser Marken nicht angekurbelt. Kurzarbeit ist die
Folge bei vielen Automobil- und Zulieferbetrieben.

3,5 Millionen Arbeitnehmer/innen in der Bundesrepublik
beziehen aktuell Kurzarbeitergeld. Pleiten,
Sanierungen und Kostensenkungsprogramme der
Unternehmen kosten vor allem auch Arbeitsplätze;
dort ein paar Tausend – wie jüngst bei „Hertie“,
hier ein paar Hundert – wie derzeit bei Hapag Lloyd.

Vorhersehbar ist, Geld für Arbeitsmarktpolitik, Geld für
Infrastruktur-, Bildungs-, und Wissenschaftspolitik wird
mehr denn je gebraucht (werden).

Woher soll’s genommen werden? Höhere Staats-
verschuldung? Erhöhung der Mehrwertsteuer?
Einführung einer Vermögenssteuer? Gerade Letztere wird
von der Bundesregierung, die höchstwahrscheinlich
gewählt wird, eher nicht eingeführt.

„Darf’s ein bisschen mehr sein?“ wird hauptsächlich als
mehr Zumutungen, mehr Belastungen für Arbeit-
nehmer/innen, Erwerbslose, Rentner/innen, Schüler/innen
und Studierende gemeint sein.

Wir werden uns wehren müssen gegen Zumutungen
und Beschneidungen von (Arbeitnehmer-)Rechten.

Denn: „Wer sich nicht wehrt, lebt verkehrt.“
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SCHWERPUNKT: UNGESCHÜTZTE ARBE IT

W Mein Wunschzettel zur
Bundestagswahl 2009

Mehr Gerechtigkeit:
• Einführung von: angemesse-

nem* gesetzlichen Mindestlohn
und Mindestrente

• Gleiches Entgelt und gleiche
Arbeitsbedingungen für
Zeitarbeitskräfte im Entleiher-
betrieb wie für das dortige
Stammpersonal

• Streichung von Hartz IV, statt-
dessen ein angemessenes
gesetzliches Mindestentgelt*
für Erwerbslose

• Einführung einer Vermögens-
steuer; Erhöhung der Steuern
für Immobilien und Grund-
besitz, für Einkommen aus
Kapitalbesitz und für Erb-
schaften

• Geringere Sozialabgaben für
Menschen mit geringem
Einkommen

• 1 Prozent des Bruttoinlands-
produktes für Entwicklungshilfe

Mehr Bildung:
• Kostenlose Nutzung von

Bildungseinrichtungen von der
Kinderkrippe über die
Kindertagesstätte, Schulen bis
zur Universität

Mehr Umweltschutz:
• Weg von der Kernenergie hin

zu regenerativen Energien
• Kostengünstige Angebote des

ÖPNV

Mehr Frieden
• Statt weiterem Einsatz der

Bundeswehr in Krisengebieten;
Auf- und Ausbau von nicht
militärischen, sondern zivilen
deeskalierenden Einsätzen in
Krisengebieten

Mehr Demokratie
• Verbot rechtsextremer Parteien
• Einführung eines Kommunal-

wahlrechts für alle seit mindes-
tens einem Jahr hier lebenden
Ausländer/innen

Claudia Wörmann-Adam

*angemessen heißt: Ermöglichung eines Lebens
in Würde und gesellschaftlicher Teilhabe

K O M M E N T A R

Doch einige Hunderttausend, die in dieser
Branche Arbeit fanden, wurden in der Krise be-
reits entlassen. Hier wurde nichts anderes als eine
preiswerte und schnell freizusetzende Manövrier-
masse geschaffen. „Billig-Gewerkschaften“ hel-
fen an dieser Stelle das Prinzip „Equal Pay“, also
gleiche Bezahlung, zu unterlaufen – wobei
ver.di erfolgreich gegen die Tarifgemeinschaft
Christlicher Gewerkschaften für Zeitarbeit und
Personal-Service-Agenturen (CGZP) angeht.

All dies zeigt, dass die Politik der vergangenen
Jahre, der Neoliberalismus, den Lohnabhängigen
nicht gedient hat. Bundesvorstand und Gewerk-
schaftsrat bei ver.di fordern einen grundlegenden
Wechsel der Politik. Der gesetzliche Mindestlohn
muss endlich auch in Deutschland eingeführt
werden. Mehr als ein Fünftel aller Beschäftigten
(fast 3 Millionen Vollzeitbeschäftigte, davon viele
unserer Leser) muss heute zu Niedriglöhnen
arbeiten. Die solidarische soziale Sicherung muss
wieder gestärkt werden. Der Grundsatz muss
gelten: Jede Arbeit unterliegt der Sozialversiche-
rungspflicht! Und die Rente mit 67 ist lediglich
eine Rentenkürzung.

Wer jetzt Steuersenkungen verspricht, denkt
dabei nicht an eine Stärkung des Sozialstaates.
Die Abgabenbelastung liegt in Deutschland
(inklusive der Sozialversicherungsbeiträge) mit
35,6 Prozent deutlich unter dem Durchschnitt
der fünfzehn Länder der alten EU (EU-15-Durch-
schnitt) mit 39,8 Prozent des Bruttoinlands-
produkts. W

VON BERND STEUBER

Im September 2008 führte unser Fachbereich
mit seinem Kooperationspartner Bildung,

Wissenschaft und Forschung (FB 5) eine Tagung
zum Thema „Prekäre Beschäftigung“ durch. Die
erfolgreiche Veranstaltung im letzten Herbst
machte deutlich, wie weit prekäre Beschäftigung
inzwischen in Deutschland verbreitet ist. Der
Fachbereich 5 betitelte seine Mitgliederzeitung
danach „Voll engagiert, hochqualifiziert und un-
sicher beschäftigt – Prekäre Arbeit gibt es auf
allen Ebenen“. Dazu gehört auch, dass im Jahr
2008 elf Prozent der Erwerbspersonen Teilzeit-
beschäftigung unter 50 Prozent leisteten.

Der Fachbereich „Besondere Dienstleistun-
gen“ hat mehrere Berufe in seiner Zuständigkeit,
deren Bezahlung als prekär, also unsicher und
schwierig, gilt. Einige Kundinnen und Kunden in
Friseursalons wissen vielleicht noch, dass die
Gehälter dort gering sind. Aber wissen sie auch,
dass die Beschäftigten ihre Scheren selbst bezah-
len müssen und immer mehr als Ich-AG in dem
Salon ihren Stuhl gemietet haben?

Über zwei Millionen Menschen sind inzwi-
schen in Callcentern beschäftigt – für das, was sie
leisten, sind sie unterbezahlt. Der Einstiegslohn
bei Bewachern liegt bei 1.000 Euro brutto, dafür
müssen sie teilweise 260 bis 280 Stunden im
Monat arbeiten und viele schaffen es nicht bis
zum 65. Geburtstag, geschweige denn bis 67.

Die derzeitige Wirtschaftskrise macht deutlich,
dass Beschäftigte in prekären Arbeitsverhältnissen
als Erste vom Verlust des Arbeitsplatzes bedroht
sind. Behaupten Politiker der Großen Koalition,
im Aufschwung zwischen 2005 und 2008 seien
durch die „Hartz-Reformen“ und „Agenda
2010“ 1,5 Millionen neue Arbeitsplätze geschaf-
fen worden, verschweigen sie, dass im Auf-
schwung 1997 bis 2001 fast 2 Millionen
Menschen in Arbeit kamen. Und nun zeigt sich,
welche Qualität die neuen Jobs haben.

In unserem Fachbereich haben wir auch die
Leiharbeit organisiert. Stundenlöhne unter den
von uns geforderten 7,50 Euro sind dort üblich.

Eine prekäre Wahl
Ende April hat der ver.di-Bundesvorstand seine und unsere Anforderungen

an die Wahlprogramme der Parteien zur Bundestagswahl 2009 beschlossen,

der Gewerkschaftsrat hat den Beschluss zur Kenntnis genommen.

Vor welcher Wahl steht unser Fachbereich?
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SCHWERPUNKT: UNGESCHÜTZTE ARBE IT

Betrieb: zwölf Stunden arbeiten ohne eine
Pausenzeit.“ Dafür gab es natürlich keine beson-
dere Vergütung, denn der in Rheinland-Pfalz
gültige Tarifvertrag sieht eine Regelarbeitszeit
von bis zu 260 Stunden vor. „Erst ab der 261.
Arbeitsstunde sieht der Tarifvertrag einen Mehr-
arbeitszuschlag von 25 Prozent vor. Bis dahin
wurde ich ganz normal nach Tarif bezahlt, also
5,35 Euro je Stunde. Also, ich kam in der Regel
auf 211 bis 216 Arbeitsstunden, da kann man
sich ja ausrechnen, was dabei rüber kommt. Das
lag im Schnitt bei 1.100 bis 1.149 Euro netto.“

Wie kommt man eigentlich mit diesem Betrag
über die Runden, wenn man Miete zahlen muss,
Kleidung braucht, Essen kauft, einen Wagen
unterhalten muss? Was macht man, damit das
Geld bis zum Monatsende reicht? „Am besten

VON BERND LOHRUM

„Meine Aufgaben waren Tor- und Pforten-
dienst, Ein- und Auslasskontrollen, Tele-

fonzentrale mit Vermittlung und Auskunft, plus
Müllbestellung, Müllabholung, Schlüsselverwal-
tung, Kontrollgänge laufen, also das Übliche.“
Das Übliche ist eine hochwertige, qualifizierte
Tätigkeit, die auch einige Sachbearbeitertätig-
keiten für die Firma des Auftraggebers umfasst.
Paul P. arbeitete bis vor wenigen Monaten im
Separatwachdienst, in einer Branche also, in der
der Wettbewerb der Unternehmen fast nur noch
über den Preis erfolgt. „Unter der Woche ar-
beiteten wir im Drei-Schicht-Betrieb, also jeweils
acht Stunden ohne Pause ab 5.30 Uhr, ab 13.30
oder 21.30 Uhr. Am Wochenende oder in der
Urlaubszeit war aber generell Zwei-Schicht-

Wie lebt es sich mit einem Gehalt unterhalb des von ver.di geforderten

gesetzlichen Mindestlohns von 7.50 Euro? Ein Bericht aus der Praxis

Zum Beispiel
Paul P.

Durch Einführung des gesetzlichen Mindestlohnes (GML) wird
sich das Einkommen von fast 9 Millionen Arbeitnehmerinnen

und Arbeitnehmern zum Teil erheblich verbessern. Sie alle kom-
men aus der Armut heraus und erhalten im Alter eine Rente, von
der sie leben können. Zudem benötigen sie keine weitere Unter-
stützung vom Staat, der bei ohnehin schon klammen Kassen ent-
lastet wird.

Der GML zwingt die Arbeitgeber, ein Mindestmaß an Respekt
für die geleistete Arbeit zu zollen und die Arbeitnehmer und
Arbeitnehmerinnen vor der Demütigung zu bewahren, trotz regu-
lärer Arbeit beim Jobcenter aufzustocken. Wo bleibt denn da die
Menschenwürde?

Mindestlöhne befreien Frauen, die besonders häufig im
Niedriglohnbereich arbeiten, von Armut und Abhängigkeit. Das
bringt ihnen Gleichberechtigung, vielleicht ein Stück Freiheit und
Unabhängigkeit.

Der GML sorgt dafür, dass Migrantinnen und Migranten, die
überwiegend in Niedriglohnbranchen arbeiten, eine soziale
Perspektive erhalten.

Die Ausbeutung von Menschen, die aus den ärmsten Ländern

Europas zu uns kommen, und dann hier Hungerlöhne beziehen,
wird unterbunden.

Mindestlöhne oder ähnliche Mechanismen schützen in 25
Staaten Europas erfolgreich vor Lohndumping. Nur Deutschland
und Zypern hinken den anderen europäischen Staaten hinterher.

Mindestlöhne sorgen für Gerechtigkeit und stoppen die Ab-
wärtsspirale der Löhne, unter der immer häufiger auch Be-
schäftigte mit Vollzeit und Berufsausbildung oder Studium leiden.
Fast ein Viertel der Beschäftigten, die weniger als 5 Euro pro
Stunde verdienen, arbeiten Vollzeit und sind sogar Facharbei-
terinnen und Facharbeiter.

Der gesetzliche Mindestlohn bringt humanere Arbeits-
bedingungen und dadurch in der zukunftsträchtigen ortsge-
bundenen Dienstleistungsbranche Einkommensverbesserungen.
In unserem Fachbereich sind unter anderem Wach- und Sicher-
heitsdienste, Callcenter, das Friseurhandwerk sowie die Zeitarbeit
betroffen – Branchen, in denen im Gegensatz zu den europä-
ischen Nachbarn bislang viel zu niedrige Löhne gezahlt werden.

Jetzt schlägt’s 13 für den gesetzlichen Mindestlohn! W

Hans-Peter Kilian

Gute Gründe für einen gesetzlichen Mindestlohn
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SCHWERPUNKT: UNGESCHÜTZTE ARBE IT

zusätzliche Rente eingeplant hatte, wieder kündi-
gen. Das konnte ich mir einfach nicht mehr leis-
ten.“ Der Staat verlangt private Vorsorge, doch
bei solchen Arbeitslöhnen geht das offensichtlich
nicht.

Ein gesetzlicher Mindestlohn von 7,50 Euro,
wie er von ver.di gefordert wird, wäre da schon
ein großer Schritt nach vorn. „Es wäre eine ver-
nünftige Entlohnung für einen Anfänger in die-
sem Job. Man kann davon schon eher leben als
von 5,35 Euro. Dazu gehört aber auch, dass die
Arbeitgeber sagen, unter einem vernünftigen
Preis machen wir das nicht.“

Und wie lebt man mit so wenig Geld? „Über
fünf, sechs Jahre war ich nicht mehr im Kino
gewesen. Essen gehen auch nicht. Das belastet
auch eine Beziehung, das und die ständigen
Wechselschichten. Das geht nur, wenn der
Partner dazu verdient und viel Verständnis hat.
Und wenn ich mir an irgendeiner Stelle mal etwas
geleistet hätte, dann hätte das am Ende am Essen
gefehlt.“

Paul P. arbeitete im Separatwachdienst in
Rheinland-Pfalz. Inzwischen hat er eine neue,
deutlich besser bezahlte Stelle gefunden. W

nur Lebensmittel einkaufen und ansonsten schön
zu Hause bleiben“, meint Paul P. „An Miete muss-
te ich knapp 400 Euro samt Nebenkosten zahlen,
ein Auto habe ich auch, weil ich das für die Fahrt
zur Arbeit brauche. Wenn man dann ein Objekt
hat, das mitten in der Pampa liegt, und es gibt
keinen öffentlichen Personennahverkehr, dann
braucht man das Auto zum Geldverdienen. Das
sind dann immer mal wieder 25 Kilometer hin
und 25 wieder zurück, da frisst das Auto schon
einen ordentlichen Teil des Arbeitslohns. Ich hatte
damals rund 300 Euro jeden Monat, von denen
ich die Lebensmittel, das Benzin und die Kleidung
zahlen musste.“ Eine andauernde finanzielle
Gratwanderung ist die Folge. „Ich hatte ständig
ein Minus auf dem Konto; das ging gar nicht
anders, wenn mal eine Reparatur am Auto anfiel
oder man musste sich etwas kaufen, was jetzt
unbedingt erforderlich war. Und wenn man dann
gerade mal aus dem Minus heraus war, dann ist
man auch schon wieder reingerutscht.“ Das ging
so jeden Monat, fünf, sechs Jahre lang.

Auch die Arbeitsbedingungen sind belastend:
Oft genug ist kein Kollege dabei, und wer am
Wochenende während seiner Schicht umfällt und
nicht mehr selbst um Hilfe rufen kann, bleibt erst
mal liegen. „Wenn einem da etwas passiert wäre,
das hätte gar keiner mitgekriegt vor dem nächs-
ten Morgen.“

Die zusätzlichen Aufgaben wurden keinesfalls
zusätzlich entlohnt. Im Gegenteil: „Krankheits-
kosten fallen raus, Urlaubsgeld wurde nicht
bezahlt, denn wir waren ja zu teuer, das alles wird
ja nach unten gerechnet.“ Man stelle sich vor:
Der Auftraggeber erspart sich eigene Sach-
bearbeiter, die vielleicht 20 oder 25 Euro die
Stunde kosten würden, und derjenige, der die
Arbeiten schließlich erledigt, kostet dafür keinen
Cent zusätzlich! „Damals, als wir noch 6 Euro 14
gekriegt haben, da hat der Auftraggeber unserer
Firma 14 Euro pro Mann gezahlt – nee, das waren
sogar 16 Euro.“

Wie kommt man dazu, für einen solchen Lohn
arbeiten zu gehen? Was bewegt die Menschen
einen Job anzunehmen, bei dem sie häufig drauf-
legen? „Ich wusste ja, wenn ich als Lebensmittel-
verkäufer arbeiten will, dann gibt es keine
Vollzeitstelle mehr. Da bietet man einen 120-
Stunden-Vertrag an oder gleich einen 400-Euro-
Job. Da bin ich froh, wieder einen Vollzeit-
arbeitsplatz zu finden.“

Was bringt da noch die Zukunft, was kann
man da für die Altersvorsorge tun? „Da musste
ich erst mal meine Lebensversicherung, die ich als

Fünf, sechs Jahre nicht
mehr ins Kino. Essen gehen
auch nicht. Paul P.
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SCHWERPUNKT: UNGESCHÜTZTE ARBE IT

Vor allem Frauen sind von ungeschützten Arbeitsverhältnissen und

Arbeitslosigkeit betroffen. 71 Prozent der atypisch Beschäftigten sind

weiblich. Über Zahlen und Ursachen

Das Prekariat
ist eine Frau

Absicherung und Verdienstrisiko bei den Beschäf-
tigten.

Von prekärer Beschäftigung betroffen
sind vor allem Frauen.

Im Jahre 2007 waren 7,68 Millionen Menschen
atypisch Beschäftigte, davon 71 Prozent Frauen.
Seit 1997 hat sich nach Zahlen der Hans-Böckler-
Stiftung ihr Anteil auch noch stärker erhöht als
der der Männer – plus 1,6 Millionen im Vergleich
zu plus 980 000.

Der Grund: Viele junge Frauen entscheiden
sich nach dem Schulabschluss für Berufe mit
niedrigem Einkommen – im Friseurgewerbe,
Einzelhandel und vielen Dienstleistungsbereichen.
Und Frauen mit einer hohen Qualifizierung haben
oft mit Benachteiligung gegenüber männlichen
Bewerbern zu rechnen. Familie oder Beruf?
Kindererziehung oder die Pflege von Ange-
hörigen ist immer noch meist „Frauensache“.

Geforderte Flexibilität bei den Arbeitszeiten
oder auch des Arbeitsortes lässt sich mit einer
Kinderbetreuung in öffentlichen Einrichtungen
fast nie vereinbaren.

Die Alternativen sind die Organisation der
Kinderbetreuung innerhalb der Familie oder etwa
durch eine Tagesmutter. Betriebliche Betreuungs-
angebote für Kinder von Beschäftigten gibt es
immerhin zunehmend in großen Unternehmen.

Die Möglichkeit der Teilzeitbeschäftigung wird
daher von vielen Frauen genutzt. Oft sind dies
aber nur geringfügige Beschäftigungen. Die Ver-
dienstmöglichkeiten sind niedrig. Daraus folgt
eine Benachteiligung im Alter bei den Renten-
ansprüchen und die Gefahr der Altersarmut.

Für ver.di ist prekäre Beschäftigung ein zentra-
les Thema im Bundestagswahlkampf 2009.

Informationen und auch den „Ratgeber atypi-
sche Beschäftigung“ gibt es im Internet unter
www.ver.di.de, Suchbegriff „prekäre Beschäfti-
gung“ W

VON ANNEMARIE DINSE

Zum Prekariat gehören meist einkommens-
schwache Selbstständige, Arbeiter/Innen und

teilweise auch Angestellte auf Zeit, Prakti-
kanten/Praktikantinnen, auch chronisch Kranke,
Alleinerziehende, Zeitarbeitnehmer/Innen und
Langzeitarbeitslose, aber zunehmend auch in wis-
senschaftlichen Arbeitsverhältnissen Angestellte.

Nach Statistiken des DGB breitete sich 2007
die als prekär bezeichnete Beschäftigung weiter
aus: Verglichen mit 2003 gibt es doppelt so viele
(650.000) Zeitarbeiter/Innen. 600.000 sind Ein-
Euro-Jobber. 440.000 Vollzeittätige sind auf Hartz
IV angewiesen und insgesamt 1,3 Millionen
arbeitende Menschen so genannte „Aufstocker“.

Ungeschützte, so genannte flexibilisierte Ar-
beitsverhältnisse, Arbeitslosigkeit oder Niedrigst-
einkommen, Verschuldung und oft mangelnde
Bildung charakterisieren das Prekariat. Kommen
mehrere Faktoren zusammen und mündet dies in
langfristige Aussichtslosigkeit auf Verbesserung
der Situation, häufig in Verbindung mit Resig-
nation, wird vom „abgehängten Prekariat“
gesprochen. Nach der im Dezember 2006 ver-
öffentlichten Studie „Gesellschaft im Reform-
prozess“ der Friedrich-Ebert-Stiftung gehören 6,5
Millionen Deutsche – das entspricht acht Prozent
der Gesamtbevölkerung – zu diesem abgehäng-
ten Prekariat.

Auch Menschen mit einem hohen Bildungs-
niveau sind immer mehr von prekärer Be-
schäftigung betroffen. Nach erfolgreich abge-
schlossenem Studium gelingt der Berufseinstieg
häufig nur noch über Praktika. Unbefristete
Arbeitsverträge sind nicht die Regel. Im Bereich
der Wissenschaft und Forschung gibt es sehr viele
befristete Verträge für bestimmte Projekte. Ob
eine weitere Beschäftigung am selben Ort oder
wo auch immer möglich ist, bleibt unsicher.
Oftmals werden etwa Dozentinnen und Dozen-
ten an Hochschulen oder Ingenieure und
Ingenieurinnen in Firmen auf selbstständiger Basis
eingestellt. Somit liegen Bezahlung der sozialen
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DAS INTER V IEW

die besonderen: Wie hoch ist derzeit der Nationale
Mindestlohn in Großbritannien?

Sarah King: Genau genommen gibt es drei verschiedene Raten.
Für Arbeitnehmer/innen über 22 Jahre liegt er bei 5,73 Pfund
(6,60 Euro). 18- bis 21-Jährige erhalten 4,77 Pfund (5,50 Euro),
16- bis 17-Jährige nur 3,53 (4,00 Euro). Allerdings werden
diese Löhne am 1. Oktober angehoben. In diesem Jahr hat die
Regierung endlich die Empfehlung der Niedriglohn-Kommission
angenommen, die 21-Jährigen den Mindestlohn für Erwachsene
zugesteht. Der britische Mindestlohn, speziell der Jugendlohn, ist
niedrig im Vergleich zum Rest Europas. Die GMB fordert 7 Pfund
(8,00 Euro) und dass Arbeitnehmer/innen, egal welchen Alters,
gleichen Lohn für gleiche Arbeit erhalten.

Seit 1999 sind britische Unternehmen gesetzlich verpflichtet,
den Mindestlohn zu zahlen. Mit welchen Folgen?

Jedes Mal, wenn der Mindestlohn erhöht wird, erhält mehr
als eine Million ungeschützter Arbeitnehmer/innen eine
Lohnerhöhung. Leider ist die Durchsetzung des Nationalen
Mindestlohns ein großes Problem. Es gibt immer noch viele
Unternehmen, vor allem gewerkschaftlich nicht organisierte,
die den Mindestlohn nicht zahlen. GMB fordert daher mehr
Personal zu seiner Durchsetzung. Es ist extrem schwierig,
diesen Unternehmen etwas nachzuweisen – aufgrund
des fehlenden gewerkschaftlichen Zugangs und weil die
Beschäftigten Angst haben, die Missstände in ihren
Unternehmen aufzudecken.

Wie hat sich die Kaufkraft der Briten seit Einführung des
Nationalen Mindestlohns entwickelt?

Profitiert haben vor allem jene Arbeitnehmer/innen, die am
meisten verletzbar sind: Frauen, ethnische Minderheiten,
Behinderte, junge und ältere Beschäftigte.
Insbesondere war der Mindestlohn hilfreich in den typischen
Niedriglohnsektoren wie dem Einzelhandel und er hat in vielen
Fällen geholfen, die ungleiche Bezahlung von Männern und
Frauen zu mindern. Der Mindestlohn kommt fünf Prozent der
Beschäftigten zugute und die ungleiche Bezahlung von Frauen
und Männern hat sich in dieser Gruppe von 10,5 Prozent in
1998 auf 3,8 Prozent in 2007 verringert. Derzeit liegt die
allgemeine „Gender-Lücke“ in der Bezahlung bei
17,1 Prozent.

Skeptiker hatten vorausgesagt, ein Mindestlohn würde Jobs
zerstören. Stimmt das?

Nein, sie wurden eines Besseren belehrt. Der Bund der britischen
Industrie, das Pendant zum BDI, und die Wirtschaftslobby sagten
den Verlust von zwei Millionen Jobs, Inflation und steigende
Zinsen voraus. Das war schlicht nicht der Fall. Vor dem Einsetzen
der internationalen Wirtschaftskrise hatten wir eine verringerte
Inflation und ein Beschäftigungswachstum von etwa zwei
Millionen Jobs gerade in Niedriglohnbereichen wie dem Einzel-
handel, Friseurhandwerk, der Pflege und Kinderbetreuung.
Geschätzte und motivierte Arbeitnehmer/innen sind produktiver.
Um dies zu erreichen, muss man einen bestimmten Lohn
zahlen. Und Armut trotz Arbeit ist ein untragbarer Zustand.

Aber wird sich der Mindestlohn auch in der Krise bewähren?

Definitiv. Unglücklicherweise müssen die gewöhnlichen
Arbeitnehmer/innen den Preis für die Rücksichtslosigkeit der
Krisenverursacher zahlen. Es wäre ungerecht, wenn die
Niedriglohngruppen eingefrorene Löhne ertragen müssten, wäh-
rend die Banker weiter ihre Bonus-Zahlungen und gigantischen
Pensionen bekämen. Dennoch haben wir keine automatische
Erhöhung des Mindestlohns, wie es sie in manchen europäi-
schen Ländern gibt. Die Niedriglohn-Kommission empfiehlt eine
Höhe gemäß den Daten und Vorlagen von Unternehmern und
Gewerkschaften. Trotz Unternehmerforderungen nach einem
Einfrieren des Mindestlohns in diesem Jahr empfiehlt die
Kommission eine Erhöhung, um die Jobs und Einkommen von
Beschäftigten im Niedriglohnbereich zu schützen.

Die Labour-Regierung ist angeschlagen, wie würde eine konser-
vative Regierung mit dem Mindestlohn umgehen?

In den neunziger Jahren, vor der Einführung des Mindestlohns,
gehörten die Konservativen zu großen Kritikern. Nachdem sie
aber gesehen hatten, dass es keinen Jobeinbruch gab, haben sie
im Wahlkampf 2005 ihre Position geändert und zugesichert,
dass sie Erhöhungsempfehlungen für den Mindestlohn umsetzen
würden. Allerdings, als traditioneller Freund von Wirtschaft
und Unternehmern ist es wahrscheinlich, dass sie, sobald an der
Macht, dem Ruf nach einem Einfrieren des Mindestlohns
Gehör schenken. W

Interview: Uta von Schrenk

Sie wurden eines Besseren belehrt.

Sarah King arbeitet im

EU-Verbindungsbüro der

britischen Gewerkschaft GMB,

Britain´s General Union
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TOUR ISMUS

P A R T E I E N

W Nach 20 Jahren wieder
Tarifverträge beim SPD-
Landesverband Berlin

Am 25. März 2009, um 9.30
Uhr wurden die ausgehandelten
Tarifverträge für die Beschäftig-
ten des SPD-Landesverbandes
Berlin von ver.di, Landesbezirks-
leiterin Susanne Stumpenhusen,
und dem Landesvorsitzenden
der SPD Berlin, Michael Müller,
im Kurt-Schumacher-Haus in
der Berliner Müllerstraße unter-
schrieben.

„Wir haben über ein Jahr
benötigt, um uns einig zu wer-
den“, sagt Jürgen Stahl, ver.di-
Verhandlungsführer und führt
weiter aus: „Innerhalb der letzten
20 Jahre haben sich unterschied-
liche Vertragssituationen der
Beschäftigten entwickelt, die nun
durch den Tarifabschluss verein-
heitlicht worden sind. Einerseits
bieten die neuen Tarifverträge
einen weitestgehenden Besitz-
stand für ältere Beschäftigte,
andererseits deutlich verbesserte
und zukunftsweisende Arbeits-
bedingungen für die neueren
und zukünftigen Kolleginnen und
Kollegen. Insgesamt gilt der
Tarifvertrag für derzeit 32 Mit-
arbeiterinnen und Mitarbeiter.“

Es haben sich immer mehr
Kolleg/innen engagiert, die bei
der Durchsetzung der neuen
Tarifverträge mit diskutieren und
mit entscheiden wollten, sodass
15 neue Mitglieder beigetreten
sind und ver.di nun mit fast 82
Prozent Organisationsgrad beim
SPD-Landesverband Berlin ver-
treten ist.

Ein großer Dank geht an die
Tarifkommissionsmitglieder, die in
vielen Sitzungen und Versamm-
lungen die Tarifverhandlungen für
unsere Mitglieder erfolgreich und
transparent gestaltet haben. Der
letzte abgeschlossene Tarifvertrag
wurde 1989 vom damaligen
SPD-Landesvorsitzenden Walter
Momper gekündigt.

Buchungsverhalten der Kunden in den Reisebüros
ab dem Spätjahr 2008 auch. Die Buchungen für
den Sommerurlaub erfolgten verhaltener, da in
vielen Bereichen der Wirtschaft mit Kurzarbeit
begonnen wurde und dadurch eine Verun-
sicherung in Bezug auch auf den eigenen Ar-
beitsplatz auftrat. Besser erst einmal sparen,
ist die Devise. Zudem entschieden viele Kunden,
kürzer in Urlaub zu reisen und/oder nur noch ein-
mal im Jahr eine Reise zu unternehmen. Auch
dürften Nahziele gegenüber Fernzielen vorgezo-
gen werden. Durch diese Reaktionen der Kunden
wurden Umsatz- und Ertragsrückgänge ver-
zeichnet, sodass auch in den Reisebüros und
teilweise bei Reiseveranstaltern Kurzarbeit ange-
meldet wurde.

Weitere Auswirkungen hat das Ausbleiben
der Gäste in den Urlaubsgebieten selbst. Flug-
verbindungen werden reduziert und nicht alle
Hotelbetten belegt. Die Reiseausgaben vor Ort
werden sinken.

Ob für dieses Jahr noch eine Verbesserung der
Situation eintritt, wird das Buchungsverhalten
der Kunden für die Sommerferien zeigen. Die
Beschäftigten in den Reisebüros werden gefor-
dert sein, kurzfristige Angebote für die Kunden
zu suchen, um entsprechende Urlaubswünsche
noch erfüllen zu können.

Es gibt klare Aussagen der Unternehmen, dass
auch in einem Krisenjahr wie diesem die Aus- und
Weiterbildung unerlässlich ist. Man will bei einer
Erholung der Konjunktur, mit der 2010 gerechnet
wird, die Kunden nach wie vor kompetent bera-
ten und die individuell passende Reise anbieten
können.

Doch erst am Ende des Jahres wird feststellbar
sein, welche Auswirkungen die Konjunktur in
Zahlen hat und ob die Anzahl der Beschäftigten
im Tourismus gehalten werden kann. Erste
Prognosen werden aufgrund der jetzt schon
möglichen Buchungen für die Wintersaison er-
folgen. W

VON ANNEMARIE DINSE

Die Tourismusbranche konnte seit vielen Jahr-
zehnten ein hohes Wachstum verzeichnen.

Geschäftsreisen wurden durch globale Konzern-
strukturen immer wichtiger, die jährliche Urlaubs-
reise für viele Menschen selbstverständlich, eine
zweite oder dritte Reise im Jahr durfte es bei vie-
len auch sein. Natürlich gab es auch immer wie-
der Rückschläge, etwa durch Naturkatastrophen,
das Auftreten von Krankheiten in den Urlaubs-
ländern oder durch Kriege. Den größten Einbruch
in der Vergangenheit für den Tourismus gab es
nach dem 11. September 2001. Der Terror-
anschlag auf das New Yorker World Trade Center
lähmte die Reiselust der Menschen, Geschäfts-
reisen wurden reduziert.

Doch die Urlaubsbranche erholte sich, und im
Jahre 2008 machten die Deutschen ihrem Ruf
als Reiseweltmeister alle Ehre. So gaben die
Deutschen 84,7 Milliarden US-Dollar für ihre Aus-
landreisen aus. Die USA sind mit Reiseausgaben
in Höhe von 80,8 Milliarden US-Dollar auf Platz 2.
Auch als Reiseziel profitierte Deutschland mit
Einnahmen in Höhe von 26,5 Milliarden Euro.
Nach Angaben des Deutschen ReiseVerbands
(DRV) waren 73 959 Menschen im Jahre 2008 bei
deutschen Reisebüros und Reiseveranstaltern
sozialversichert beschäftigt. Davon befanden sich
6087 in der Ausbildung zur Reiseverkehrskauf-
frau oder zum Reiseverkehrskaufmann und 1260
in der Ausbildung zur/zum Kauffrau/Kaufmann
für Tourismus und Freizeit.

Doch bereits ab Sommer 2008 wirkten sich
die schlechten Konjunkturnachrichten auf die
Geschäftsreisen aus. Viele Unternehmen redu-
zierten ihre Geschäftsreisen auf ein Minimum,
Sitzungen vor Ort versuchte man durch Video-
konferenzen zu vermeiden. Große Geschäfts-
reiseunternehmen sahen sich im ersten Quartal
2009 gezwungen, Kurzarbeit anzumelden.

Auf die private Urlaubsreise wird dagegen sel-
tener verzichtet. Jedoch veränderte sich das

Ich bleib
dann mal hier
Die weltweite Wirtschaftskrise bremst die Reiselust vieler Geschäfts- und

Privatkunden. Kurzarbeit ist bereits in vielen Unternehmen der Reisebranche

angesagt, welche Auswirkungen die Krise für die Beschäftigten hat, wird

sich erst am Ende dieses Jahres feststellen lassen
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LE IHARBE IT

A U S B I L D U N G

der Chef des Randstad-Konzerns Ben Noteboom
im Handelsblatt: „Nach der Krise werden mehr
Zeitarbeiter beschäftigt sein als zuvor.“ Es besteht
also – aus gewerkschaftlicher Sicht – dringender
(gesetzlicher) Handlungsbedarf.

ver.di hat die Parteien aufgefordert, sich zur
Bundestagswahl eindeutig zur Leiharbeit zu posi-
tionieren. Wählbar ist aus Sicht der ver.di, wer ge-
willt ist, die Diskriminierung der Leiharbeitskräfte
zu beenden. Es gilt der Grundsatz „Gleicher Lohn
für gleiche Arbeit“.

Konkret fordert ver.di:
• Equal Pay und Equal Treatment müssen vom

ersten Tag an gelten,
• das Synchronisationsverbot muss wieder ein-

geführt werden, um die sofortige Entlassung
der Leiharbeitnehmer/innen nach Ende des
Auftrags zu verhindern,

• es muss gesetzlich klargestellt werden, dass
Leiharbeiternehmer/innen nicht als Streik-
brecher/innen eingesetzt werden dürfen,

• in puncto Mitbestimmungsrechte müssen Leih-
arbeitskräfte der Stammbelegschaft des Unter-
nehmens gleichgestellt werden.

Linke, Grüne und SPD zeigen sich gewillt, diese
Forderungen zu erfüllen. CDU und CSU lehnen
jedoch schon einen einheitlichen, gesetzlichen
Mindestlohn ab. Sie sprechen sich in ihrem Wahl-
programm unter der Überschrift „Sozial ist, was
Arbeit schafft“ für „eine Kombination aus fairen
Löhnen und ergänzenden staatlichen Leistun-
gen“, sprich staatlich gefördertem Lohndumping,
aus. Für die FDP ist jeder Mindestlohn, auch in
einzelnen Branchen, ein Werk des Teufels. An-
gesichts der vollen Arbeitnehmerfreizügigkeit im
Jahre 2011 eine geradezu unwirkliche Position.

Die Fantasten der FDP werden nicht verhin-
dern können, dass es spätestens mit der Öffnung
der Arbeitsmärkte im gesamten EU-Raum einen
Mindestlohn in der Leiharbeit geben wird. Damit
ist es aber nicht getan. Es gibt keinen Grund, die
Ungleichbehandlung der Leiharbeitnehmer/innen
aufrecht zu erhalten. Sozial ist nicht, was Arbeit
schafft. Sozial ist, was gerecht ist. W

www.hundertprozentich.de

VON GERD DENZEL

Der Traum ist aus. Die vielfach gefeierte „Job-
Maschine“ Leiharbeit versagt in der Krise der

Realwirtschaft. Binnen eines knappen Jahres sind
rund 300.000 Leiharbeitnehmer/innen arbeitslos
geworden. Von über 800.000 im Juli 2008 sind
im Mai 2009 rund 500.000 Leiharbeitneh-
mer/innen übrig geblieben. Dieser Abwärtstrend
wird sich, wenn auch weniger dynamisch, fortset-
zen. Damit wird die These bestätigt, dass das
Konzept Leiharbeit für eine Stabilisierung auf
dem Arbeitsmarkt nicht tauglich ist, sondern aus-
schließlich Konjunkturzyklen nachzeichnet.

Zurück bleiben die Schwächsten als die gro-
ßen Verlierer des Abschwungs. Aufgrund der
häufig deutlich schlechteren Bezahlung im
Vergleich zu Stammbeschäftigten fällt ihr Arbeits-
losengeld I geringer aus. Oftmals erhalten sie,
geschuldet den bei vielen Leiharbeitnehmer/innen
vorangegangenen kurzen Beschäftigungsphasen,
lediglich Leistungen des Arbeitslosengeldes II.
Von allen Leiharbeitsverträgen, die im ersten
Halbjahr 2008 ausliefen, hatte mehr als die Hälfte
nicht einmal vier Monate bestanden.

Bewährt hat sich das Instrument Leiharbeit für
die Entleiher. Tausende von Leiharbeitnehmer/in-
nen – wie bei den großen Automobilfirmen ge-
schehen – binnen wenigen Tagen „abzumelden“
ist einfacher und vor allem kostengünstiger, als
Kündigungsfristen einzuhalten und teure Sozial-
pläne zu finanzieren. Folgerichtig prognostiziert

W Neue Ausbildung
für Rechtsanwalts-
fachangestellte

Ein ver.di-Arbeitskreis hat sich
ein Jahr lang die Ausbildung
für Rechtsanwaltsfachangestellte
vorgenommen und plädiert jetzt
für die grundlegende Neuord-
nung dieser Ausbildung.

Die derzeit gültige Ausbil-
dungsverordnung stammt aus
dem Jahr 1987. Der Berufsalltag
hat sich in dieser Zeit erheblich
verändert. Um nur einige Bei-
spiele zu nennen: in den klassi-
schen Kanzleien spezialisieren
sich die Anwälte immer häufiger
auf Fachanwaltsgebiete, die EDV
übernimmt zunehmend Routine-
aufgaben der klassischen
Büroarbeit und in international
tätigen Großkanzleien läuft ohne
englische Sprachkenntnisse und
Wissen um komplexe Wirtschafts-
abläufe nichts mehr.

Der zunehmende Mangel an
qualifizierten Ausbildungsplätzen
beginnt sich bereits in der
Branche auszuwirken. Den Schul-
abgänger/innen muss ein attrak-
tiver zukunftsorientierter Aus-
bildungsberuf angeboten werden,
der auch dem spezifischen Bedarf
der Großkanzleien entspricht.

Der ver.di-Arbeitskreis hat ein
Positionspapier erarbeitet, das die
Veränderungen benennt. Es dient
als Grundlage für Gespräche mit
der Bundesrechtsanwaltskammer,
um gemeinsam die Reform der
Ausbildung voranzutreiben.

Das Positionspapier
und weitere Informationen
sind auf der Internetseite
http://besondere-dienste.
hessen.verdi.de/-/oAm
dokumentiert.

Manfred Semmler

Sozial ist,
was gerecht ist
Die Leiharbeitnehmer/innen sind die Verlierer der Wirtschaftskrise. Bereits

300.000 sind seit Juli 2008 entlassen worden

Die Firma Randstad wirbt vor der Agentur
für Arbeit frische Leiharbeitnehmer/innen

Fo
to

:J
ür

ge
n

Se
id

el



10

d
ie b

es
o

n
d

er
en

WACH- UND S ICHERHE ITSGEWERBE

W A C H D I E N S T

W EU-Projekt
Die Europäische Dienstleis-

tungsrichtlinie und das Inkraft-
treten der novellierten EBR-
Richtlinie am 23. April 2009
zeigen es: Die Zusammenarbeit
von Europäischen Betriebsräten
(EBR) mit dem europaweiten
Gewerkschaftszusammenschluss
UNI-Europa und den nationalen
Branchengewerkschaften ist
immens wichtig. Ein Team des
Fachbereichs 13 in ver.di leitet
bis November ein entsprechen-
des europaweites Projekt. Die
erste Konferenz des aktuellen
Projektes führte 33 Teilnehmer
aus acht europäischen Ländern
zusammen. Darunter waren
Vertreter der EBR von Securitas,
G4G und Brinks sowie von
möglichen EBR-Kandidaten bei
Dussmann und der FrasSec,
dem Sicherheitsdienstleister am
Flughafen in Frankfurt/Main.
Fabrice Warneck von der UNI
Europa und Volker Eick von der
FU Berlin berichteten über die
prekäre Situation der Wach- und
Sicherheitsbranche in Europa.
Yvonne Jakelen, EBR-Spezialistin
der UNI-Europa, präsentierte die
Möglichkeiten der Vernetzung
der UNI-Europa, den EBR und
den nationalen Branchengewerk-
schaften. Die Internetseiten der
UNI bieten hierfür vielfältige
Hilfsmittel sowie ein umfangrei-
ches Bildungsangebot für EBR.
Inzwischen fanden weitere
Konferenzen in Gdansk und
Stockholm statt, die sich mit den
Handlungsmöglichkeiten und
rechtlichen Rahmenbedingungen
infolge der neuen EBR-Richtlinie
auseinandersetzten. Anfang
September treffen sich die EBR
in Wien, um die Zusammenarbeit
über das Projekt hinaus zu bera-
ten. Im November werden die
Ergebnisse in Brüssel dem
Europäischen Gewerkschafts-
bund, der UNI Europa und der
Europäischen Kommission vorge-
stellt. Über das Projekt informiert
die Kommunikationsplattform
www.securityofficer.de

Gerald Richter

akzeptables Tarifergebnis für etwa 1.600 Be-
schäftigte der Geld- und Wertdienstleister in
NRW erzielt.

Die erste Lohnerhöhung von 4,3 Prozent wird
zum 1. Mai 2009 wirksam. Die zweite Erhöhung
kommt ab dem 1. Juli 2010 mit einer Erhöhung
von 3,3 Prozent zum Tragen. Das bedeutet im
Einzelnen ein Einkommenszuwachs von 7,74 bis
7,79 Prozent für alle Beschäftigten. Die Laufzeit
des Tarifvertrags beträgt 28 Monate.

Die Forderung der Beschäftigten bei den Geld-
und Wertdiensten nach existenzsichernden
Löhnen bleibt nach wie vor aktuell, genauso wie
die Forderungen für die Manteltarifrunde 2010.

ver.di bedankt sich bei allen Kolleginnen und
Kollegen, die bereit waren, in den Arbeitskampf
zu gehen und die damit der Tarifkommission den
Rückhalt und die Voraussetzungen für diese er-
folgreichen Verhandlungen geschaffen haben. W

VON BERNHARD DAUS

Die Tarifverhandlungen für die Geld- und
Wertdienste in Nordrhein-Westfalen standen

unter dem Motto „Wir sind uns einig!“. Angelika
Hecker als ver.di-Verhandlungsführerin hatte
durch die Vernetzung der Betriebsräte in NRW
im Vorfeld der Verhandlungen schon so viel
Druck aufgebaut, dass die Arbeitgeberseite, die
Bundesvereinigung Deutscher Geld- und Wert-
dienste (BDGW) unter Führung von Andreas
Paulik, mächtig unter Zugzwang stand.

In der ersten Verhandlungsrunde waren dann
auch zahlreiche Beschäftigte aus den Unter-
nehmen KÖTTER, Unicorn und SecurLog angetre-
ten, um den Ernst ihrer Forderungen zu unter-
streichen. Diese Verhandlungen wurden aller-
dings abgebrochen, da das Angebot des BDGW
keine Grundlage für Verhandlungen war.

Bei der zweiten und entscheidenden Tarif-
verhandlung wurde dann nach neun Stunden ein

Akzeptabel
Die erfolgreich abgeschlossenen Tarifverhandlungen für die

Geld- und Wertdienste in Nordrhein-Westfalen bringen 1.600 Beschäftigten

höhere Gehälter – die Forderung nach existenzsichernden

Löhnen bleibt

Geld- und Wertdienste: Viel Verantwortung, wenig Gehalt
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CALLCENTER

T A R I F A B S C H L U S S

W Durchbruch bei
walter services

Nach acht Verhandlungs-
runden einigten sich ver.di und
die Konzerngeschäftsführung von
walter services Ende Juni auf
die Einführung eines Entgelttarif-
vertrages (ETV). Die Beschäftig-
ten werden künftig in vier
Entgeltgruppen eingruppiert, die
unterste Grundvergütung beträgt
7,50 Euro brutto pro Stunde
und kann je nach Qualifikation
und Anforderung auch 8,15 und
9 Euro betragen, Teamleiter er-
halten 9,20 Euro. Dazu kommen
gegebenenfalls noch leistungs-
abhängige Vergütungsbestand-
teile auf der Grundlage von
Betriebsvereinbarungen.

Erstmals wurde auch die
Vergütung für den Ausbildungs-
gang Kaufmann/ Kauffrau für
Dialogmarketing tarifiert: 650
Euro brutto monatlich im ersten,
750 im zweiten und 850 im
dritten Ausbildungsjahr. Daneben
wurden Zuschläge für Nacht-
und Sonntagsarbeit konzernweit
einheitlich geregelt.

Der ETV ist rückwirkend zum
1. Mai 2009 vereinbart und hat
eine Laufzeit bis 31. Dezember
2010. Daneben wurden in einem
Umsetzungstarifvertrag die Über-
leitung in den ETV sowie notwen-
dige individuelle und kollektive
Besitzstandsregelungen festgelegt.
Für die Beschäftigten kann eine
Gewinnbeteiligung eingeführt
werden. Auch der Rahmentarif-
vertrag wurde bis 31. Dezember
2010 verlängert, alle Beschäftig-
ten mit einer mindestens 5-jäh-
rigen Betriebszugehörigkeit
erhalten einen Tag zusätzlichen
Urlaub. Dies ist der erste ETV bei
einem branchenunabhängigen
Callcenter. Nicht zuletzt der gute
ver.di-Organisationsgrad der
Beschäftigten bei walter services
und die vielen Aktionen bis hin
zu Warnstreiks (die besonderen
report 01/2009) haben diesen
Abschluss möglich gemacht.

Ulrich Beiderwieden

Die Antwort von Tectum kam wenig später:
Am 10. Juli organisierte die Geschäftsführung der
Tectum-Group ihre Mitarbeiter und lud zum
„Betriebsausflug“, der als Demonstration gegen
die Bemühungen von ver.di dienen sollte. So pro-
testierten 150, völlig zufriedene, Callcenter-
Agenten für ihren Arbeitgeber und gegen ver.di.
Mit Sprüchen wie: „Wir brauchen ver.di nicht“
oder „Sehen so Sklaven aus?“ standen 150
Menschen vor ver.di und repräsentierten mit die-
ser Aktion angeblich eine Belegschaft von fast
2500 Mitarbeitern. Übrigens: Diese „Arbeitszeit“
wurde bezahlt. Man braucht an dieser Stelle nicht
zu erwähnen, dass die Bereitschaft sicher auch
darauf gründete, dass diese „Arbeitszeit“ bezahlt
wurde. Ein Loblied wurde verlesen (Quelle:
http://www.1oglinks.de/tectum.jpg), welches
sektenhaften Charakter hatte. Die Kritik in den
Medien wurde lauter, Sat1 nahm die Bericht-
erstattung über die Arbeitsbedingungen des
Ückendorfer Callcenters ins Vorabendprogramm
auf. Hubertus Küpper gab im Sat1- Interview an,
er könne beweisen, dass er Löhne zwischen 8,50
und 15 Euro bezahle. Allerdings liegen dem TV-
Sender Lohnabrechnungen von Vollzeitbeschäf-
tigten vor, bei welchen ein Stundenlohn von ge-
rade mal 5,77 Euro ausgewiesen wird.

Tectum reagierte auf Kritiker mit Abmah-
nungen (Die Linke Liste Oberhausen, Andre
Fahnemann, und der Betreiber des Chefduzen-
Forums), der höchste angegebene Streitwert
belief sich auf 100.000 Euro. Hubertus Küpper,
Geschäftsführer der Tectum-Group bemängelte,
dass ver.di zu keinem Zeitpunkt zu Gesprächen
geladen hatte, stattdessen das Kampffeld in die
Öffentlichkeit verlegte. Gerd Vatterot von ver.di
Bochum-Herne reagierte auf diesen „Ge-
sprächswunsch“ umgehend mit einer Einladung.
Tectum nahm an, mit der Bedingung, dass Gerd
Vatterot und Markus Neuhaus von den Ge-
sprächen ausgeschlossen werden. Stellvertretend
haben die NRW-Landesvorsitzende Angelika
Hecker und Karsten Braun die Gespräche Mitte
August aufgenommen, sie verliefen positiv und
man einigte sich auf gemeinschaftliche Zusam-
menarbeit. Ziel bleibt ein Tarifvertrag wie im
Hause Walter, um die Löhne fairer zu gestalten. W

VON ANDRE FAHNEMANN

2500 Mitarbeiter, 4 Standorte und ein ge-
schätzter Jahresumsatz für 2009 von etwa 80

Millionen Euro. Das ist unterm Strich die Bilanz
von „NRW’s Jobmotor Nr. 1“, der Tectum-Group
in Gelsenkirchen. Blickt man auf die andere Seite,
stehen dort die klaren Worte Günter Wallraffs
aus einem WDR-Interview: „Hier werden nicht
nur Kunden, sondern auch Mitarbeiter betro-
gen“, aber auch hunderte Beiträge in diversen
Foren wie etwa Chefduzen.de, dem Forum für
Ausgebeutete.

Nicht ohne Grund. So sieht das auch ver.di-
Sekretär Markus Neuhaus in Essen: „Bei Tectum
herrschen Galeeren-Sklaven-Zustände. In der
Branche gibt es keine weißen, sondern fast nur
graue Schafe; bei Tectum aber sind sie schwarz.“
Gleichzeitig präsentiert man sich auf der
Internetplattform Myspace mit hipper Techno-
musik und inszeniert sich selbst mit dem Motto:
„Schluss mit den Vorurteilen“. Zielgruppe sind
Student/innen wie auch andere junge Leute.
„Coole Events, jede Menge Infos und ein geziel-
ter Tritt gegen alle Schienbeine, die Vorurteile
tragen.“ So präsentiert sich Tectum. Dass es den
Tritt besonders für diejenigen gibt, die den
Werbeoffensiven zum Opfer fallen, wird leider erst
spürbar, wenn man sich schon mitten in der
Tretmühle von Tectum befindet: Mobbing, un-
durchsichtige Provisionsmodelle, unbezahlte Über-
stunden, verweigerte Festverträge: 2008 wurden
18 Prozesse vor dem Arbeitsgericht Gelsenkirchen
geführt, Ende März 2009 waren es bereits 9
Rechtsstreitigkeiten. Fluktuation und die hohe
Krankenquote der Tectum Group geben der gern
benutzten Bezeichnung „Jobmotor des Ruhr-
gebiets“ eine ganz neue Bedeutung. Nur werden
hier anstelle von Kraftstoff Menschen verheizt.

Wie man bei Tectum Missstände ändern kann,
zeigen verschiedene Aktionen von ver.di vor Ort.
So konnte am Standort Gelsenkirchen erstmalig
ein Betriebsrat installiert werden – nach öffent-
lichem Druck auf die Geschäftsführung Anfang
2008. Am 22. April verteilte ver.di Flyer, um die
Beschäftigten zu mobilisieren.

Verheizt
Das Gelsenkirchener Callcenter

Tectum gilt als Jobmotor Nr. 1 in

NRW – die Arbeitsbedingungen sind

jedoch alles andere als lobenswert
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MITGL IEDER WERBUNG

M E L D U N G E N

100.000 plus

Der Fachbereich „Besondere Dienstleistungen“
(FB 13) gehört in der Mitgliederentwicklung

zu den drei erfolgreichsten Fachbereichen seit
ver.di-Gründung im Jahre 2001. Auch in diesem
Jahr setzte sich der positive Trend fort, bis Mitte
2009 blieben unsere Zahlen ziemlich konstant.

Nun hat sich der Bundesfachbereichsvorstand
ein starkes Ziel gesetzt: Bis Ende Januar 2010 soll
die Grenze von 100.000 überschritten werden,
„plus“ bedeutet, dass die sechsstellige Zahl ge-
halten wird. Da wir aber, wie alle Fachbereiche,
auch Austritte zu verbuchen haben – und in eini-
gen Branchen haben wir eine hohe überdurch-
schnittliche Fluktuation –, bedarf es einer beson-
deren Anstrengung, unsere Mitglieder auch in
unseren Reihen zu halten.

Jetzt lohnt es sich besonders: Neue
Mitglieder für die „Besonderen“!

Bis zum Stichtag 31. Januar 2010 zählen wir:
Welche Kolleginnen, welche Kollegen werben die
meisten neuen Mitglieder für den Fachbereich 13,
in welchen Bezirken haben die „Besonderen“ die
stärksten Zugänge?

Und dann werden die Preise vergeben:
• Die drei besten Werber/innen gewinnen je eine

Reise für zwei Personen nach Berlin mit einer
Hotelübernachtung sowie einem Frühstück
mit dem ver.di-Vorsitzenden Frank Bsirske

Der Fachbereich 13 von ver.di will noch stärker werden – deshalb soll er bis

Ende Januar 2010 über 100.000 Mitglieder zählen

W SOZIALVERBAND
DEUTSCHLAND
ver.di fordert 7,5 Prozent
mehr

Nach dreijähriger Laufzeit hat
die ver.di-Tarifkommission den
Gehaltstarifvertrag für die Be-
schäftigten des Sozialverbandes
Deutschland zum 31. Oktober
2009 gekündigt. Für einen Neu-
abschluss wurde einer Forderung
von 7,5 Prozent bei einer Laufzeit
von 12 Monaten aufgestellt. Ge-
stiegene Mitgliederzahlen, eine
erfolgreiche Arbeit des Verban-
des, allerdings verbunden mit für
die Beschäftigten gestiegenen
Anforderungen und Leistungs-
verdichtung sowie Nachholbedarf
im Vergleich zu anderen Bereichen
und sehr moderaten Erhöhungen
in den letzten zwei Jahren recht-
fertigen die Höhe der aktuellen
Forderung „Jetzt sind wir dran!“.
So lautete der einstimmige
Kommentar der Tarifkommission.
Ulrich Beiderwieden

W FRISEUR/ INNEN
Europa-Zeugnis

Am 18. Juni haben der Ge-
werkschaftsverband UNI-Europa
und der europaweite Arbeitgeber-
verband Coiffure EU eine Euro-
päische Vereinbarung über die
beruflichen Befähigungsnach-
weise für Friseurinnen und Friseu-
re unterzeichnet. Zusätzlich zu
einzelstaatlichen Befähigungs-
nachweisen soll es ein freiwilliges
europäisches Zeugnis geben. Ziel
ist es, die Transparenz und Ver-
gleichbarkeit der Qualifikationen
im Friseurberuf und das Image
der Friseurdienstleistungen in
ganz Europa zu erhöhen und
damit die Flexibilität und Mobi-
lität innerhalb der Branche zu
erleichtern. Das Abkommen
wurde im Rahmen des europäi-
schen sozialen Dialogs für per-
sonengebundene Dienstleistun-
gen verhandelt. Die Bestimmun-
gen werden in den nächsten
zwei Jahren durch die nationalen
Mitgliedsverbände umgesetzt.
http://ec.europa.eu/employ
ment_social/dsw/public/
actRetrieveText.do?id=10317

• Die drei erfolgreichsten Bezirke erhalten je 500
Euro für eine Fete mit den neuen und alten
Mitgliedern.

Nicht teilnehmen können hauptamtlich Beschäf-
tigte bei ver.di. Der Rechtsweg ist ausgeschlossen.

Gewerkschaft – wichtiger denn je!

Wer bei uns schon Mitglied ist, weiß, was er
davon hat. Erzähl’ es weiter! In den letzten
Jahren konnte ver.di immer häufiger nur mit
Streiks berechtigte Forderungen durchsetzen.
Und es wird nicht einfacher. Nur da, wo wir gut
organisiert sind, können wir auch stark auftreten
und Druck machen!

In unserem Fachbereich sind etliche so ge-
nannte weiße Flecken, also Branchen mit weni-
gen Mitgliedern. Und dabei sind Branchen mit
Zukunft, so zum Beispiel im Fitnessbereich. Auch
in der Bewachung, in Callcentern, in der Zeit-
arbeit, in der Technischen Überwachung sind
durchaus noch Mitglieder zu gewinnen.

Schau Dich um: In Deinem Betrieb, aber auch
im Freundes- und Bekanntenkreis. Du kannst
unsere Gewerkschaft stärken und dabei jetzt
gewinnen! W

Bernd Steuber
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DAS GUTE BE ISP IEL

D E R E R F O L G

W Das Beispiel
Anna S.

Ana S. kam 2004 als Au-pair-
Mädchen zu einer reichen
Familie nach Hamburg. Nach
einem Jahr war ihr Visum abge-
laufen. Seitdem lebte und arbei-
tete sie weiterhin bei der Familie
als Haushaltshilfe. Insgesamt
39 Monate arbeitete sie oft mehr
als 10 Stunden am Tag, an
7 Tagen in der Woche, sie hütete
die Kinder – auch nachts –
putzte im Haushalt, reinigte den
Swimmingpool etc. Dafür bekam
die Familie von Ana in Kolumbien
8.200 Dollar überwiesen und
Ana ein kleines Taschengeld.
Insgesamt waren es circa 14.000
Euro – umgerechnet also rund
290 Euro pro Monat.

Im Oktober 2007 hat Ana mit
Hilfe einer Beratungsstelle die
Familie verlassen. Sie wurde
Mitglied bei ver.di und klagte
den ihr noch zustehenden Lohn
für die 39 Monate Arbeit von der
Familie, respektive dem Arbeit-
geber ein. Am 30. Januar 2008
fand beim Arbeitsgericht die
Güteverhandlung statt, bei der
sich die beiden Parteien nicht
einig wurden. Der Arbeitgeber
schlug die Summe von 12.500
Euro vor und führte an, dass Kost
und Logis für die 39 Monate frei
waren.

Die Richterin schlug ein
Mediationsverfahren vor und lei-
tete anschließend die Akte an die
Staatsanwaltschaft weiter. Trotz
der Gefährdung nun als Person
ohne legalen Aufenthaltsstatus
aufgegriffen und abgeschoben
zu werden, setzte Ana mit ihrem
Anwalt und ver.di das Arbeits-
gerichtsverfahren fort.

Im März vergangenen Jahres
fand das Verfahren vor dem
Arbeitsgericht Hamburg mit einer
Mediation sein Ende. Ana S.
bekommt von ihrem Arbeitgeber
eine angemessene finanzielle
Abfindung.

Thema „illegale Arbeit“ beschäftigt. Der An-
knüpfungspunkt waren die so genannten „illega-
len Putzhilfen“ in Großstädten. An einer Konfe-
renz des Bundesfachbereichs 13 zum Thema
„undokumentierte Arbeit“ nahmen 2007 dann
verschiedene Initiativen, etwa ZAPO (Initiative für
polnische Migrant/innen) und der neu gegründe-
te Europäische Verband der Wanderarbeiter
(EVW) teil.

In Hamburg konnte ver.di-Kollege Peter
Bremme, Landesleiter des Fachbereichs 13, über
eine Sozialarbeiterin Kontakt zu Ana. S. auf-
nehmen – eine Au-pair-Frau lateinamerikanischer
Herkunft, die ohne Papiere in der reichen Hanse-
stadt für einen Hungerlohn arbeitete (siehe
Kasten). Nach dem Motto „Geht nicht, gibt’s
nicht“ konnte Peter Bremme mit Hilfe des ver.di-
Rechtschutzes und Anas Entschlossenheit eine
Klage beim Arbeitsgericht einreichen. Von zentra-
ler Bedeutung war Anas Furcht vor Abschiebung
– von der sie als „Illegale“ ständig bedroht war.
Mit Hilfe des Arbeitskreises „undokumentierte
Arbeit“ konnten allerdings Wege gefunden wer-
den, dass Ana vor Gericht auftrat, ohne sich der
Gefahr der Abschiebung auszusetzen. Über ihre
Geschichte gibt es inzwischen einen Film: „Mit
einem Lächeln auf den Lippen“ von Anne Frisius
(empfehlenswert, Verleih kiezfilm).

Zukunft

Seit Abschluss des Falls Ana S. konnte „MigrAr“
– ver.dis erste gewerkschaftliche Anlaufstelle für
Menschen ohne gesicherten Aufenthalt, die seit
Mai 2008 von zwei Kollegen koordiniert wird –
weiteren 60 „Nicht-Dokumentierten“ helfen. Die
Institutionalisierung dieser Hilfe diente auch als
Blaupause in anderen Städten: So wurden in ver-
schiedenen Städten nach dem Hamburger Vorbild
Arbeitszusammenhänge gegründet: mittlerweile
in Berlin, Bremen, Frankfurt und München, aus
denen sich Anlaufstellen entwickeln könnten. Der
FB 13 in Berlin/Brandenburg hat in diesem Jahr
eine eigene Anlaufstelle erfolgreich ins Leben
gerufen. Und deren Arbeit geht auf vielen
Ebenen weiter: Demnächst erscheint in Hamburg
mit ver.di-Beteiligung eine wissenschaftliche
Studie zu den Lebens- und Arbeitsbedingungen
von Menschen ohne Papiere. Der DGB auf
Bundesebene hat ein Grundsatzpapier zu diesem
Thema vorgelegt, in dem das Konzept MigrAr als
best practice vorgestellt wird. W

VON STEPHAN TREGEL

Dass Kollegen mit ausländischem Pass hierzu-
lande arbeiten und leben wollen und manche

eine Zuflucht finden können, gilt heute als nor-
mal. Diese Kolleg/innen bereichern nicht nur den
Alltag. Sie leisten auch einen erheblichen Beitrag
zur wirtschaftlichen Gesamtbilanz. Ein Teil findet
jedoch, weil die nötigen Papiere fehlen, keine
Arbeit im offiziellen Sektor. Ihre prekäre Lage
kann – insbesondere in Großstädten – nur allzu
leicht ausgenutzt werden und sieht dann häufig
so aus: Wenig Lohn, schwere Arbeit, keinerlei
soziale Absicherung und der Willkür derjenigen
ausgesetzt, die sie für einen Hungerlohn anstellen
und ausbeuten. Damit auch in diesen Bereich der
informellen Ökonomie endlich Gerechtigkeit ein-
ziehen kann, wurde die ver.di-Initiative „Nicht-
dokumentierte Arbeit“ gegründet.

Aktionen

ver.di und der Fachbereich 13 haben sich zu
Beginn dieses Jahrtausends bereits mit dem

Nachahmung empfohlen
Warum ver.di Arbeiter/innen ohne Papiere unterstützt

Ganz unten:
Reinigungskraft ohne Papiere
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SER V ICE

T E R M I N E

Die besonderen-Redaktion, v.l.n.r.: Hans-Peter Kilian,
Annemarie Dinse, Dr. Stephan Tregel, Bernd Lohrum,
Bernd Steuber, Uta von Schrenk, Holger Menze.

Nachdem der Bundesfachbe-
reichsvorstand 13 mit der Aus-

gabe 01/09 einen Neustart für das
Mitgliedermagazin „die besonderen
report” beschlossen hatte, ist nun
das Redaktionsteam komplett. Um
Kontinuität und auch Kontakte in
sämtliche Branchen des Fachbereichs
13 und auch alle anderen Bereiche
von ver.di zu gewährleisten, haben
sich – überwiegend – ehrenamtliche
Redakteur/innen aus dem Wach-
schutz, dem Tourismus, der Mei-
nungsforschung und Wohnungswirt-
schaft zusammengefunden. Über
Anregungen und Ideen freut sich die
Redaktion sehr. Kontakt:
Redaktion.diebesonderen@verdi.de

Das Mitgliedernetz ist in die drei Inhalts-
stränge „informativ“, „interaktiv“ und „individu-
ell“ gegliedert. Im ersten Bereich gibt es Ant-
worten auf häufig gestellte Fragen aus dem
Arbeitsleben sowie Materialien für die betriebli-
che Interessenvertretung und Informationen zur
Mitgliederwerbung. Darüber hinaus erhält man
Überblick über ver.di-Veröffentlichungen wie
Broschüren und Tarifverträge, die übersichtlich
gelistet und als Downloads verfügbar sind.

Künftig eigenes Profil

Im zweiten Bereich „interaktiv“ können die
Benutzer/innen Beiträge bewerten, kommentie-
ren und sich mit anderen Mitgliedern austau-
schen oder an Umfragen teilnehmen. Dort findet
das Mitglied auch Artikel, die am häufigsten
kommentiert wurden, die Schlagwörter der ande-
ren Diskussionsteilnehmer und den ver.di-shop.
Mitglieds- und Benutzerdaten lassen sich im drit-
ten Bereich „individuell“ online ändern. Hier fin-
det sich auch eine Liste der eigenen Kommentare
und der selbst vergebenen Schlagworte. Die
zuletzt genannten Bereiche werden in Zukunft
weiter ausgebaut. Gegen Ende des Jahres soll es
jedem Mitglied möglich sein, ein eigenes Profil
eingeben zu können, um sich auf dieser Basis mit
anderen Mitgliedern zu vernetzen.

Neugierig, was es sonst noch gibt? Dann:
registrieren – einloggen – mitmachen! Unter
https://mitgliedernetz.verdi.de/ W

Holger Menze

Unter diesem Motto ist das ver.di-Mit-
gliedernetz im Dezember 2008 an den Start

gegangen. Bis heute haben sich 15.000 ver.di-
Mitglieder in dem neuen online-Bereich regis-
triert. Die Zustimmung macht deutlich, dass es
innerhalb der Mitgliedschaft ein großes Bedürfnis
nach intensiver und direkter Kommunikation gibt.
Besonders der Themenkreis zur Wirtschafts- und
Finanzkrise wird häufig angeklickt und zeigt,
wie stark das Interesse an internen gewerkschaft-
lichen Diskussionen ist.

Frank Bsirske schreibt zum Start des Mit-
gliedernetzes: „Viele Mitglieder fragen, was wir
mit der Gewerkschaft gegen diese Krise tun kön-
nen. Oder sie suchen nach Wegweisern im tägli-
chen Dschungel der Nachrichten. Oder sie brau-
chen Rat in einem persönlichen Fall, möchten
Gleichgesinnte treffen, die ihre Ziele oder Hobbys
teilen. Das ver.di-Mitgliedernetz ist informativ,
interaktiv und individuell. … Wer als Mitglied
besonders aktiv ist oder es noch werden möchte,
erhält im Mitgliedernetz dazu zahlreiche Hilfen.“

Das ver.di-Mitgliedernetz bietet allen Mit-
gliedern Informationen zu aktuellen gewerk-
schafts- und gesellschaftspolitischen Themen,
zu ver.di-Leistungen und -Angeboten und gibt
Antworten auf viele Fragen aus den verschieden-
sten Lebens- und Arbeitsbereichen. Hilfen bei
Lohnsteuerfragen, bei Arbeitslosigkeit und vieles
mehr kann übers Mitgliedernetz bezogen wer-
den. Und die Meinung der Mitglieder ist gefragt
– Diskutieren ist erwünscht!

W GEMA
Jeden Tag was Neues …
Aktuelle Themen der
BR-Arbeit

Unter diesem Motto treffen
sich auch in 2009 wieder
Betriebsräte der GEMA vom
12.–15. Oktober im ver.di-
Bildungszentrum Walsrode.
Themen sind unter anderem:
Betriebliches Ideenmanagement,
Mitbestimmungsrechte bei
Betriebsänderungen gemäß
§ 111–113 BetrVG inkl. Inte-
ressenausgleich und Sozialplan
sowie aktuelle Themen aus der
Tarifarbeit und die Umsetzung
der geltenden tariflichen Verein-
barungen im Rahmen des Haus-
tarifvertrages.

Die Ausschreibung des
Seminars unter:
http://besondere-dienste.
verdi.de/veranstaltungen

Ulrich Beiderwieden

W SELBSTSTÄNDIGE
Post bekommen?

Das Referat Selbstständige
hat in den vergangenen Tagen
alle ver.di-Mitglieder angeschrie-
ben, die selbstständig oder frei-
beruflich arbeiten. Wir bitten alle
Selbstständigen, die keine Post
vom Referat erhalten haben, sich
– am besten unter Angabe der
Mitgliedsnummer – zu melden.

Per Post an: ver.di – Referat
Selbstständige, 10112 Berlin.
Fax an: (030) 69 56-3646. Mail
an: selbststaendige@verdi.de

Umfrage
Was erwarten Selbstständige

von ihrer Gewerkschaft? Was
tut ver.di für sie? Erfüllt ver.di
ihre Erwartungen? Das will das
Referat Selbstständige wissen,
um seine Arbeit bestmöglich
aufzustellen. Wir brauchen die
Unterstützung aller Freien und
Selbstständigen – durch Beteili-
gung an der Umfrage – unter:
http://selbststaendige.verdi-
umfrage.de

Veronika Mirschel

Komm rein – sei net.
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PORTRÄT

Eigentlich ..., aber so könnte manche Bio-
grafie eines einstigen DDR-Bürgers begin-

nen. Ich wurde im Sommer 1969 in eine Welt
geboren, die sich damals eigentlich eher stabili-
sierte, als dass man an ihr Ende glaubte.

Und so begann ich nach zehn Jahren
Polytechnischer Oberschule meine berufliche
Laufbahn. In zweieinhalb Jahren Ausbildung
machte ich meinen Elektronik-Facharbeiter.
Danach wollte ich Mikroelektronik studieren. Ein
höheres Stipendium erhielt damals nach seiner
Armeezeit, wer sich freiwillig länger verpflichtete.

Nach vorzeitigem Ende des Militärdienstes,
die Volksarmee hatte sich erledigt, kehrte ich
im Oktober 1990 in meinen Beruf zurück. Da
dies in Thüringen nicht mehr zukunftsträchtig
schien, wechselte ich nach einjähriger Aus-
bildung 1992 in den Werkschutz. Mein Arbeits-
platz wurde der Thüringer Landtag, mein
Arbeitgeber aber nicht das Land oder eine ande-
re staatliche Institution, sondern ein privates
Sicherheitsunternehmen.

Und da lag so einiges im Argen, etwa die
Entlohnung. Als Betriebsrat und Gewerkschafter,
auch als Mitglied der ver.di-Tarifkommission,
kämpfte ich für bessere Bezahlung, gründete
mit anderen die BürgerInneninitiative gegen
Billiglohn. Im Sommer 2002 vergab der Landtag
den Bewachungsauftrag neu, die Wachleute
sollten Aufhebungsverträge unterschreiben und
zu wesentlich schlechteren Konditionen neue
Arbeitsverträge erhalten. „Das kann nicht sein!“
sagte ich mir, zusammen mit Kollegen klagte ich
erfolgreich vor dem Erfurter Arbeitsgericht.

Nun war ich angeeckt. 2005 wurde es ernst:
„Wach & Sicherheit“ in Thüringen befanden
sich monatelang in Tarifauseinandersetzungen,
in meinem Betrieb kam es zu Warnstreiks. Als
Betriebsrat informierte ich die Beschäftigten im
Objekt eines schwedischen Möbelbauers über
ihre Rechte und ordentliche Eingruppierung.
Dann kam der Hammer: Am 11. Juli 2005
erhielt ich an meinem Arbeitsplatz die fristlose

Kündigung und wurde sofort des Landtags ver-
wiesen. Mein Arbeitgeber meinte, ich hätte
Betriebsratsarbeit mit „gewerkschaftlicher Pro-
paganda“ verwechselt, zu wilden Streiks aufge-
hetzt und so dafür gesorgt, dass der Möbel-
bauer seinen Bewachungsauftrag fristlos gekün-
digt hätte.

Drei Jahre dauerte der Prozess. Ich war
erfolgreich und musste wieder beschäftigt wer-
den. Ende 2008 schied ich aus – wegen neuer
Perspektiven.

Seit 2001 war ich ehrenamtlich bei ver.di
aktiv: unter anderem als Vorsitzender des
Landesfachbereichsvorstandes und Präsidiums-
mitglied des Bundesfachbereichsvorstandes.
Seit 2009 betreue ich hauptamtlich das Projekt
Bewachung im Landesbezirk Sachsen/Sachsen-
Anhalt/Thüringen. In vier Schwerpunktbetrieben
(Securitas, Kötter, MDW und ITT) gilt es, betrieb-
liche Strukturen auf- und auszubauen, unsere
Durchsetzungskraft zu steigern und den
Organisationsgrad zu erhöhen.

In den drei Bundesländern gibt es zurzeit
keine ver.di-Tarifverträge. Die arbeitgeber-
freundliche Organisation GÖD hat mit dem
zuständigen Arbeitgeberverband BDWS einen
Mindeststundenlohn von sechs Euro vereinbart,
den sie auch bundesweit festschreiben wollen.
Durch die Streichung von Sonn- und Feier-
tagszuschlägen bei uns im Osten ergeben sich
nach diesem Vertrag etwa im Vergleich zu
Baden-Württemberg, wo noch Tarifverträge mit
ver.di gelten, an Sonn- und Feiertagen Unter-
schiede von mehr als zehn Euro pro Stunde.
19 Jahre nach der Wiedervereinigung kann das
eigentlich nicht sein!

Alle Beschäftigten im Wachschutz in
Sachsen, Sachsen-Anhalt und Thüringen, die
mithelfen wollen, diesen Zustand zu verändern,
können sich bei mir unter Tel. 0361/211 71 95
oder torsten.furgol@verdi.de melden. W

Aufgeschrieben von: Bernd Steuber

„Angeeckt“
Der Kollege und Bewacher Torsten

Furgol machte engagierte Betriebs-

ratsarbeit in Thüringen, Sachsen und Sachsen-Anhalt. Deswegen wurde

ihm fristlos gekündigt. Heute ist er hauptamtlicher Gewerkschafter W Ein Gewerkschafter geht
Ein Gewerkschafter muss

flexibel sein, im Fachbereich 13
besonders. Henry Sieb, gelernter
Bankkaufmann, hat bei ver.di
das Bewachungsgewerbe ebenso
schon betreut wie die Woh-
nungswirtschaft. Als er 2002 die
Fachgruppe Tourismus übernahm
(heute auch Freizeit und Wohl-
befinden), war die Welt bei den
Reisemachern und -verkäufern
noch halbwegs in Ordnung. Doch
durch Umsatzeinbrüche nach
dem 11. September 2001 und die
„Aldisierung“ der Branche durch
Internet und Billigreisen wurde
bei den Reisekonzernen ausge-
gliedert und umorganisiert. Und
Firmenverkäufe bedeuten für
einen Gewerkschafter viel Arbeit.

Henry gewann schnell Ver-
trauen und wurde Dauergast in
Arbeitnehmervertretungen. Beim
Touristikkonzern TUI wurde Henry
in drei Aufsichtsräte gewählt. Als
Verhandlungsführer unserer Tarif-
kommission erwarb er Respekt
bei der Tarifgemeinschaft im
Deutschen ReiseVerband.

Am 1. Juli 2009 begann für
Henry der passive Teil seiner
Altersteilzeit, was aber nicht
einen völligen Rückzug bedeutet.
Ute Kittel, seine Nachfolgerin als
Fachgruppenleiterin, wird ebenso
auf seine Erfahrungen und Kon-
takte zurückgreifen wie sicher
viele Touristiker, arbeitnehmer-
wie arbeitergeberseitig. Und
dann ist Henry ja noch zwei-
facher Opa: seine Enkel werden
ihn beanspruchen. Nicht zuletzt
deshalb bleibt der gebürtige
Norddeutsche, der auch längere
Zeit in Franken für die damalige
DAG arbeitete, Berlin treu.

Bernd Steuber

Henry Sieb
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Coupon bitte abtrennen und im Briefumschlag schicken an:
ver.di – Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft . Fachbereich 13 . Die Besonderen . Paula-Thiede-Ufer 10 . 10179 Berlin

Ich möchte Mitglied werden ab:
Monat/Jahr

Persönliche Daten:

Name

Vorname/Titel

Straße/Hausnr.

PLZ Wohnort

Geburtsdatum

Telefon

E-Mail

Staatsangehörigkeit

Geschlecht weiblich männlich

Beschäftigungsdaten

Arbeiter/in Angestellte/r

Beamter/in DO-Angestellte/r

Selbstständige/r freie/r Mitarbeiter/in

Vollzeit

Teilzeit Anzahl Wochenstd.

Erwerbslos

Wehr-/Zivildienst bis

Azubi-Volontär/in-Referendar/in bis

Schüler/in-Student/in bis
(ohne Arbeitseinkommen)

Praktikant/in bis

Altersteilzeit bis

Sonstiges

Bin/war beschäftigt bei (Betrieb/Dienststelle/Firma/Filiale)

Straße/Hausnummer im Betrieb

PLZ Ort

Personalnummer im Betrieb

Branche

ausgeübte Tätigkeit

ich bin Meister/in-Techniker/in-Ingenieur/in

Ich war Mitglied der Gewerkschaft:

von: bis:
Monat/Jahr Monat/Jahr

Einzugsermächtigung:
Ich bevollmächtige die ver.di, den satzungsgemäßen
Beitrag bis auf Widerruf im Lastschrifteinzugsverfahren

zur Monatsmitte zum Monatsende

monatlich halbjährlich

vierteljährlich jährlich

oder im Lohn-/Gehaltsabzugsverfahren*
monatlich bei meinem Arbeitgeber einzuziehen.
*(nur möglich in ausgewählten Unternehmen)

Name des Geldinstituts /Filiale (Ort)

Bankleitzahl Kontonummer

Name Kontoinhaber/in (Bitte in Druckbuchstaben)

Datum/Unterschrift Kontoinhaber/in

Tarifvertrag

Tarifl. Lohn- oder Gehaltsgruppe
bzw. Besoldungsgruppe

Tätigkeits-/Berufsjahr, Lebensalterstufe

regelmäßiger monatlicher

Bruttoverdienst Euro

Monatsbeitrag: Euro

Der Mitgliedsbeitrag beträgt nach § 14 der ver.di-Satzung pro
Monat 1% des regelmäßigen monatlichen Bruttoverdienstes.
Für RentnerInnen, PensionärInnen, VorruheständlerInnen,
KrankengeldbezieherInnen und Erwerbslose beträgt der
Monatsbeitrag 0,5% des regelmäßigen Bruttoeinkommens.
Der Mindestbeitrag beträgt € 2,50 monatlich. Für Haus-
frauen/Hausmänner, SchülerInnen, Studierende, Wehr-/Zivil-
dienstleistende, ErziehungsgeldempfängerInnen und Sozial-
hilfeempfängerInnen beträgt der Beitrag € 2,50 monatlich.
Jedem Mitglied steht es frei, höhere Beiträge zu zahlen.

Datum/Unterschrift

Werber/in:

Name

Vorname

Telefon

Mitgliedsnummer

Datenschutz
Ich erkläre mich gemäß § 4a Abs. 1 und 3 BDSG einver-
standen, dass meine mein Beschäftigungs- und Mitglied-
schaftsverhältnis betreffenden Daten, deren Änderungen
und Ergänzungen, im Rahmen der Zweckbestimmung
meiner Gewerkschaftsmitgliedschaft und der Wahrneh-
mung gewerkschaftspolitischer Aufgaben elektronisch
verarbeitet und genutzt werden. Ergänzend gelten die
Regelungen des Bundesdatenschutzgesetzes in der jewei-
ligen Fassung.
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